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Presseinformation 

zur Herbsttagung der Agrarsozialen Gesellschaft e.V. 

am 9. und 10. November 2016 in Göttingen  

Brexit – wie geht es weiter mit der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)? 

 

 

Hier:  Warum die GAP noch nicht so ist, wie die deutsche Verbändeplattform es seit Jahren will. Erfah-

rungen und Empfehlungen für die GAP der Zukunft 

 
Vortragender:  Ulrich Jasper, Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) 
 

Die Verbände-Plattform 

Auf Initiative von Lutz Ribbe (EuroNatur) ist im Jahr 2000 in Deutschland eine Plattform von Verbänden 
unterschiedlicher Bereiche ins Leben gerufen worden, die sich seitdem in alle GAP-Reformen mit abge-

stimmten Positionen eingebracht und eingemischt hat. Mit dabei sind die Natur- und Umweltschutzver-

bände, die Verbände der ökologischen Landwirtschaft, Tierschutzverbände, entwicklungspolitische Organi-

sationen, die Gewerkschaft IG BAU, zeitweise auch Verbraucherschützer und nicht zuletzt die Arbeitsge-

meinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL). Die Positionspapiere zur jüngsten GAP-Reform zeichneten über 

30 Organisationen und repräsentierten damit einen großen Teil der bundesdeutschen verbandsorganisier-

ten Gesellschaft zum Thema. 

Ziele der Verbände-Plattform 

Im April 2010, also vor Beginn des offiziellen Reformprozesses zur GAP-Reform 2013, hat die Plattform ihr 

gemeinsames Ziel so formuliert: „Unser Leitbild ist eine multifunktionale, bäuerlich-ökologische Landwirt-
schaft mit globaler Verantwortung. Eine Landwirtschaft, deren Funktion nicht ist, nur möglichst agrarin-

dustriell erzeugte billige Rohstoffe für die Nahrungs- oder Energiewirtschaft zu liefern, sondern eine Le-

bensmittelerzeugung, die – flächendeckend betrieben – ökologisch intakte Kulturlandschaften prägt, Ar-

beitsplätze schafft und Tierschutzanliegen ebenso ernst nimmt wie die globalen Entwicklungsfragen und 

den Klimaschutz.“ 

Sie forderte ein „neues kohärentes Bündel von agrarpolitischen Instrumenten, das weit über die derzeit 

vehement diskutierte Frage der Geldverteilung hinaus geht. (…) Auch die Ausgestaltung von Marktregeln 

und des Fachrechts sowie die internationale Zusammenarbeit und Handelspolitik der EU sind zukünftig in 

den Dienst der aktuellen Herausforderungen zu stellen. Nicht mehr das Verfolgen von Einzelzielen, die sich 

zum Teil diametral widersprechen, sondern eine abgestimmte und in sich schlüssige Politik ist notwendig.“ 
Diese Zielsetzungen sind heute in der agrarpolitischen Debatte in Deutschland weitgehend Konsens, das 

zeigt z. B. auch das Tierhaltungs-Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats für Agrarpolitik beim BMEL.  
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Konkrete Forderungen zur GAP-Reform 2013 

Bis diese völlige Umstellung der GAP auf ein neues, kohärentes System vollzogen ist, forderten die Verbän-

de „für einen eventuellen, kurzen Übergangszeitraum, dass alle bis dahin noch verbleibenden Zahlungen 

nach dem heutigen System, d. h. auch die heutigen Direktzahlungen, konsequent an wirksame ökologische 

und sozio-ökonomische Kriterien gebunden werden“.  
Als ökologische Kriterien sollten EU-weit eingeführt werden: 

- Mindest-Fruchtfolge (1 Frucht auf max. 50 % der Ackerfläche und mind. 20 % Leguminosen); 

- ökologische Vorrangflächen auf mind. 10 % der Betriebsfläche (darunter: artenreiche Grünland- 

und Ackerflächen und diverse Landschaftsstrukturelemente); zudem sollte bei großen Schlägen ab 

5 ha auf diesen Schlägen ebenfalls 10 % ökologische Vorrangfläche sein; 

- Grünland-Umbruchverbot in sensiblen Bereichen, ansonsten „Umbruch nur mit Genehmigung und 

gegen Ausgleich in Form von Wiedereinsaat“; 

- ausgeglichene Hoftorbilanz für Stickstoff; 

- kein Anbau von gentechnisch veränderten Organismen (GVO). 

Als sozio-ökonomisches Kriterium sollte eingeführt werden: 

- Staffelung der Zahlungen und dabei Berücksichtigung des Faktors Arbeit (einbehaltene Mittel soll-

ten für zielgerichtete Förderangebote, wie es sie in der 2. Säule gibt, eingesetzt werden). 

Zwischenbilanz für die GAP-Reform 2013 auf EU-Ebene 

Im November 2010 veröffentlichte die EU-Kommission dann ihr erstes Papier zur GAP-Reform 2013 als Mit-

teilung. Da tauchte die „Ökologisierungskomponente“ der Direktzahlungen auf mit Umweltmaßnahmen, 

die im gesamten Gebiet der EU zur Anwendung kommen, „z. B. Dauergrünland, Gründecke, Fruchtfolge und 

ökologische Flächenstilllegung“.  

Auch eine „Obergrenze für Direktzahlungen an Großlandwirte (Deckelung)“ kündigte die Kommission an, 

„um die Verteilung der Zahlungen zwischen den Landwirten zu verbessern. Unverhältnismäßige Auswirkun-

gen auf landwirtschaftliche Großbetriebe mit vielen Beschäftigten könnten durch Berücksichtigung von 

entlohnter Arbeit gemildert werden“, hieß es.  
Das erinnert(e) doch stark an die konkreten Übergangs-Forderungen der Verbände-Plattform. Der Aufschrei 

der COPA-Bauernverbände, der Ernährungsindustrie und der vor- und nachgelagerten Bereiche war damals 

schon groß.  

Doch der Verordnungs-Entwurf der Kommission zu den Direktzahlungen ein knappes Jahr später (Okt. 

2011) hielt an dem Grundsatz „Grüner und Gerechter“ fest. Das Greening mit einer Mindest-

Fruchtartenvielfalt, mit einem Dauergrünlanderhalt auf Betriebsebene und mit 7 % ökologischen Vorrang-

flächen sollte unmittelbar 30 % der Gelder an übergesetzliche ökologische Anforderungen binden. Ebenso 

enthalten war ein detaillierter Vorschlag zur Staffelung der Basisprämien in Form von Abzügen zwischen 

20 % ab 150 000 Euro Basisprämie pro Betrieb und Jahr bis hin zu Deckelung bei 300 000 Euro, wobei je-

weils die tatsächlichen Lohnkosten eines betroffenen Betriebes kürzungsfrei gestellt werden sollten.  
Die weitere Entwicklung und der Ausgang sind bekannt. Es war eine heftig geführte Debatte. Es gab einen 

ambitionierten und streitbaren EU-Agrarkommissar, der erstmals das Instrument der öffentlichen Konsulta-

tion auf die GAP anwendete. 

Im EU-Parlament stellte sich der Agrarausschuss nah an die Seite der COPA-Bauernverbände, während das 

Plenum in seinem Verhandlungsmandat für den Trilog wieder deutlich „ökologischer und gerechter“ ab-

stimmte.  

Im Agrarministerrat zog das deutsche Ministerium kräftig die Strippen und verhinderte viele obligatorische 

Regeln. 

Die Einigung im Trilog kam letztlich nur zustande, indem den Mitgliedsstaaten ein großer Raum in der Um-
setzung der GAP-Reform nicht mehr nur in der 2. Säule, sondern – das war in dem Umfang neu – auch bei 

den Direktzahlungen gegeben wurde, sowohl beim Greening als auch in Form von möglichen Mittelum-

schichtungen. 

Im Ergebnis sind die nationalen Möglichkeiten zur ökologischen und sozialen Qualifizierung der Zahlungen 

sehr groß: 
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- 15 % der Direktzahlungen konnten und können in Deutschland in zielgerichtete Maßnahmen wie 

Agrarumwelt- und Tierschutzmaßnahmen umgeschichtet werden. Deutschland schichtet nur 4,5 % 

um, sollte diesen Satz aber jetzt auf 15 % anheben. 

- 30 % der verbleibenden Direktzahlungen konnten und können in Deutschland auf die ersten 

46 Hektar je Betrieb umgeschichtet werden, um der Vielfalt an Betrieben einen Wert zu geben. 

Deutschland nutzt nur 7 % dafür. 

- Basisprämien oberhalb von 150 000 Euro je Betrieb und Jahr konnte Deutschland kürzen, kappen 

und dabei Lohnkosten kürzungsmindernd ansetzen sowie die einbehaltenen Mittel in die 2. Säule 

des jeweiligen Bundeslandes geben. Neun andere Mitgliedsstaaten haben eine 100-%-Kappung 

eingeführt, Deutschland hat das strikt abgelehnt. 

- 8 % der Direktzahlungen konnten und können z. B. an bestimmte, umweltfreundliche Haltungsver-

fahren wie die Weidehaltung gekoppelt werden. Deutschland macht das nicht.  

Über die Hälfte der Direktzahlungen kann durch einen Beschluss von Bundestag und Bundesrat anders für 

eine aktive Landwirtschaft eingesetzt werden als heute. Nicht Brüssel verhindert das, sondern wir hier in 

Deutschland bekommen das nicht hin.  

Beispiel Milch 

In anderen Mitgliedsstaaten stand in der GAP-Reform 2013 neben der Direktzahlungen-Verordnung auch 

die Verordnung über die Gemeinsame Marktorganisation im Zentrum der Debatte. Der französische EVP-

Abgeordnete Michel Dantin brachte das EU-Parlament hinter seinen Vorschlag, für den Fall einer starken 

Milchmarkt-Krise wenigstens drei Monate lang einen Anreiz zu zahlen für diejenigen Milcherzeuger, die ihre 

Milchproduktion im Vergleich zum entsprechenden Vorjahreszeitraum um wenigstens 5 % kürzen. Finan-

ziert werden sollte dies im Gegenzug von Erzeugern, die ihre Produktion gleichzeitig um 5 % oder mehr 
erhöhen. Für diesen Vorschlag stimmte eine deutliche Mehrheit im EP; die Kommission signalisierte Entge-

genkommen, doch er scheiterte Mitte 2013 am Widerstand des Agrarministerrates, ganz besonders auch 

des BMEL. 

Es dauerte zwei Jahre, bis der Milchmarkt in der EU so stark in der Krise steckte, dass die EU-Kommission im 

September 2015 das erste „Hilfspaket“ mit 500 Mio. Euro und im Sommer 2016 das zweite „Hilfspaket“ mit 

wiederum 500 Mio. Euro auf den Tisch legte. Und ein Großteil dieser Gelder wird nun 2016 an eine Bedin-

gung geknüpft: Die Milchmenge je Betrieb nicht zu steigern, sondern mindestens konstant zu halten. Finan-

ziert wird das aus dem EU-Haus, also von Steuerzahlern. 

Die von Brüssel und mittlerweile besonders auch von Berlin stark vorangetriebene Ausrichtung der Markt-
ordnung auf steigende Exportmengen der europäischen Ernährungsindustrie kostet die Milch- und Schwei-

nebauern Verluste in Milliardenhöhe und auch der Steuerzahler wird herangezogen. 

Wenn wir hier Verstand und Vernunft einführen wollen, liegt auch hier ein wesentlicher Schlüssel in Berlin, 

nicht alleine in Brüssel. 

Zwischenfazit 

Die Verbände-Plattform unternimmt seit 16 Jahren den Versuch, wirtschaftliche Interessen von Bauern und 

Bäuerinnen mit anderen gesellschaftlichen Anliegen in eine möglichst große Übereinstimmung zu bringen 

und leitet daraus agrarpolitische Forderungen an die GAP ab.  

Bei der GAP-Reform 2013 gab es mit Dacian Ciolos einen EU-Agrarkommissar, der einen Teil dieser Forde-

rungen zumindest im Ansatz sehr weitgehend aufgegriffen hat – oder er war zu ähnlichen Schlussfolgerun-
gen gekommen. 

Dieser Ansatz stieß bei COPA-Bauernverbänden und Teilen der Agrar- und Ernährungswirtschaft bisher auf 

große Ablehnung. Diese Ablehnung hat wiederum vor allem im Rat der nationalen Agrarministerinnen und 

Minister Widerhall gefunden.  

Das Europäische Parlament war different; wesentliche Akteure im Agrarausschuss des EP standen den CO-

PA-Bauernverbänden nahe, während es im Plenum fraktionsübergreifend den Wunsch nach einer stärker 

ökologisch und sozial ausgerichteten Agrarpolitik gab. Das Verhandlungsmandat des EP war aus Sicht der 
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Plattform fortschrittlicher als die Haltung der Verhandlungsführer des EP, die aus dem Agrarausschuss ka-

men und ehemals selbst nationale Agrarminister waren. 

Die nationale Umsetzung der GAP-Reform in Deutschland wurde in der Übergangszeit zweier Legislaturpe-

rioden bzw. Bundesregierungen verhandelt und letztlich im Beschluss der Sonder-AMK vom 04.11.2013 

festgezurrt (mit Ausnahme des Greenings, das der Bund im Juni 2014 in einem nicht zustimmungspflichti-
gen Gesetz umsetzte). Die G-Länder fanden nicht die Kraft, mehr an Umschichtungen zu erreichen, als letzt-

lich erreicht wurden. Die neue Große Koalition stand in dieser Frage weitgehend zusammen. Wenn es drauf 

ankommt, werden große Reformredner schon mal kleinlaut. 

Erfahrungen und Empfehlungen für die GAP der Zukunft. Oder: Was nun?  

Der Frust bei Bauern wie bei Natur- und Umweltschützern, Tierschützern und Entwicklungspolitikern sitzt 

tief. Die Bereitschaft, nun an einer weiteren „Reform“ der GAP mitzuwirken, ist gering. Groß ist der 

Wunsch, eine neue GAP zu entwerfen. Eine GAP, die so ist, wie sie sein sollte, die sich also löst von histori-

schen Bedingungen und den Verstrickungen der verschiedensten Interessen in dem Europa der 28 oder 

bald ja nur noch 27 Mitgliedsstaaten. 
Wer sich die Herausforderungen anschaut, vor denen die Mehrzahl der landwirtschaftlichen Betriebe wirt-

schaftlich und gesellschaftlich steht, und sich dann überlegt, mit welchen politischen Instrumenten „das 

Beste“ effektiv und effizient zu erreichen ist, der wird kaum auf eine GAP kommen, die so aussieht, wie sie 

heute real existiert.  

Angesichts der großen wirtschaftlichen und sozialen Krise, in der sich weite Teile der EU befinden, und an-

gesichts der tiefgreifenden politischen Krise, in der unsere EU als Ganzes steckt, erscheint es nicht als die 

wahrscheinlichste Variante, dass ausgerechnet in dem Politikbereich mit dem größten Haushaltsanteil eine 

grundlegende Reform innerhalb von ein paar Jahren gelingt. Oder anders: Wie soll in der EU der 28 oder 27 

gelingen, was wir noch nicht einmal in Berlin auf die Beine gestellt bekommen? 

Wahrscheinlich ist, dass auch die nächste GAP-Reform den Mitgliedsstaaten einen großen Gestaltungsspiel-
raum gibt. Er muss klug gesetzt sein und eine fortschrittliche, also ökonomisch und gesellschaftlich positive 

Perspektive ermöglichen. Es hilft nichts: Wir müssen uns in Bund und Ländern an die Arbeit machen und 

zeigen, was die EU mit einer gut umgesetzten GAP erreichen kann. Wenn das gelingt, wird es umso leichter, 

für Ähnliches auf EU-Ebene Mehrheiten zu gewinnen.  

Selbstkritik zum Schluss 

Auch wenn es nicht unsere Absicht als Verbände-Plattform war, so ist doch bei vielen Bauern der Eindruck 

entstanden, dass mit den agrarpolitischen Forderungen der Plattform-Verbände vor allem Anforderungen 

an sie gestellt werden. Die Anforderungen sind zwar gut begründet – bei vielen Indikatoren verfehlen wir in 

viel zu großen Teilen der Landwirtschaft die politisch und zum Teil auch gesetzlich längst festgesetzten 

Zielmarken in eklatantem Ausmaß. Der Rückgang der Artenvielfalt geht weiter, die Nitratbelastung in eini-
gen Regionen steigt schon im Grundwasser wieder, die Ammoniakgrenzwerte überschreiten wir um rund 

ein Fünftel, aus Ausnahmen des EU-Tierschutzrechts sind serienmäßige, nicht-kurative Eingriffe geworden. 

Aber bisher mündet diese zutreffende Analyse in dem Verlangen nach Schutz vor fehlgeleiteten Formen in 

der Landwirtschaft. Der Schutzgedanke steht im Vordergrund, aus ihm entwickeln sich Anforderungen, aber 

es wurden bisher in zu geringem Umfang positive wirtschaftliche Perspektiven sichtbar. 

Jetzt, nach über zwei Jahren einer substanz- und auch existenzvernichtenden Marktkrise, ist es höchste 

Zeit, aus scheinbaren Gegensätzen eine gemeinsame Vorwärts-Strategie zu entwickeln. 

In das Zentrum der agrarpolitischen Bemühungen sollte daher eine Qualitätsstrategie gerückt werden, die 

die berechtigten gesellschaftlichen Anliegen in einen ökonomischen Mehrwert für einen Großteil der Be-

triebe in der Landwirtschaft und auch in der Ernährungswirtschaft verwandelt.  
Die Potenziale für eine solche qualitätsorientierte höhere Wertschöpfung liegen nicht auf den Weltmeeren, 

nicht in Kanada und den USA, sondern zu allererst in unseren Gesellschaften. 
 


